
Neufassung der Betriebssatzung 
des K ommunalen Immobilien Service (K IS) 

E igenbetrieb der L andeshauptstadt Potsdam 

Auf Grund des §  3 und des §  93 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBI. 1/07, [Nr. 19]), zuletzt ge-
ändert Artikel 3 des Gesetzes vom 30. J uni 2022 (GVBI. 1 Nr. 18) in Verbindung mit §  
3 der Verordnung über die E igenbetriebe der Gemeinden (E igV) vom 26. März 2009 
(GVBI. 11/09 [Nr. 11]), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. J uni 
2021 (GVBI 1/21 [Nr. 21], S . 5), hat die S tadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam in ihrer S itzung am 07. J uni 2023 folgende Neufassung der S at-
zung vom 10. J anuar 2005 beschlossen: 

Betriebssatzung 

K ommunaler Immobilien Service (K IS) 
E igenbetrieb der L andeshauptstadt Potsdam 

§ 1 
R echtsstellung, Name und Sitz des E igenbetriebes 

(1) Der mit Wirkung zum 1. J anuar 2005 gegründete E igenbetrieb der Landeshauptstadt 
Potsdam wird als organisatorisch, verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selbständiger 
Betrieb ohne eigene R echtspersönlichkeit nach den gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere nach §  93 BbgKVerf und den Vorschriften der E igenbetriebsverordnung so-
wie den Bestimmungen dieser S atzung, geführt. 

(2) Der E igenbetrieb trägt den Namen „Kommunaler Immobilien S ervice (KIS ) E igenbe-
trieb der Landeshauptstadt Potsdam" und ist im Handelsregister des Amtsgerichts 
Potsdam unter der Nummer HR A 3871 P eingetragen. Die Landeshauptstadt Pots-
dam tritt in Angelegenheiten des E igenbetriebes unter diesem Namen im gesamten 
R echts- ünd Geschäftsverkehr auf. 

(3)Der E igenbetrieb hat seinen S itz in 14469 Potsdam, Friedrich-E bert-S traße 79-81. 

§ 2 
Gegenstand des E igenbetriebes 

(1)Gegenstand bzw. Aufgabe des E igenbetriebes ist die bedarfsgerechte Versorgung 
der Organisationseinheiten der Landeshauptstadt Potsdam mit Grundstücken und 
Gebäuden sowie die sachgerechte Bewirtschaftung der dem E igenbetrieb übertra-
genen Grundstücke und Gebäude unter immobilien- und betriebswirtschaftlich opti-
mierten Bedingungen in enger Zusammenarbeit mit den Organisationseinheiten der 
Landeshauptstadt Potsdam. Hierzu können Grundstücke und Gebäude in das S on-
dervermögen des E igenbetriebes übertragen bzw. für dieses angeschafft werden. 

(2)Dem E igenbetrieb kann ferner die Verwaltung von Grundstücken und Gebäuden, die 
im E igentum oder der Verwaltung der Landeshauptstadt Potsdam stehen, übertra-

 



gen werden, ohne dass diese in das S ondervermögen des E igenbetriebes übertra-
gen werden. 

(3) S oweit es sich um die Ü bertragung von wesentlichen Vermögenswerten handelt, ist 
die Zuständigkeit der S tadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 
gegeben; in allen übrigen Fällen erfolgt diese Ü bertragung durch Verfügung der 
Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt Potsdam. 
E ntscheidend für die Wesentlichkeit sind die R egelungen der Hauptsatzung der Lan-
deshauptstadt Potsdam zur Zuständigkeit der S tadtverordnetenversammlung bzw. 
der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters. 

(4) Der E igenbetrieb ist berechtigt, alle für die E rfüllung der vorgenannten Aufgaben 
notwendigen und sinnvollen Maßnahmen und Geschäfte zu tätigen. Insbesondere 
erbringt er in diesem R ahmen folgende Tätigkeiten: 

a. die Verwaltung der im S ondervermögen des E igenbetriebes befindlichen Grund-
stücke und Gebäude; 

b. die Verwaltung der gemäß Absatz 2 dem E igenbetrieb zur Verwaltung übertrage-
nen Immobilien und sämtliche damit im Zusammenhang stehende Aufgabenbe-
reiche; 

c. die Vermietung und Anmietung bzw. die Verpachtung und Anpachtung von 
Grundstücken und Gebäuden und Teilen davon sowie sämtliche damit im Zu-
sammenhang stehende Aufgabenbereiche; 

d. der An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Bestellung und Aufhebung von 
E rbbaurechten und die Durchführung aller damit im Zusammenhang stehenden 
R egelungen und Tätigkeiten; 

e. die Bestellung von Dienstbarkeiten, die Ausübung vertraglicher und gesetzlicher 
Vorkaufsrechte, die Durchführung der gesetzlichen Vertretung und die E rteilung 
von Löschungsbewilligungen jeweils für sämtliche Grundstücke der Landes-
hauptstadt Potsdam; 

f. die Planung, E rstellung, Instandhaltung, Instandsetzung, Modernisierung und der 
Umbau und Ausbau von Gebäuden und baulichen Anlagen; 

g. die bedarfsgerechte Weiterentwicklung des kommunalen Immobilienvermögens; 

h. sonstige infrastrukturelle, technische und kaufmännische Dienstleistungen für die 
Organisationseinheiten und E igenbetriebe der Landeshauptstadt Potsdam. 

Der E igenbetrieb kann sich zur E rfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen. 

(5) Der E igenbetrieb ist befugt, Nebenleistungen unter E inhaltung der R egelungen des §  
91 Absatz 5 BbgKVerf zu erbringen. 

(6) Der E igenbetrieb erbringt seine Leistungen auf der Grundlage §  11 Absatz 3 E igV 
auf entgeltlicher Grundlage. Dazu schließt der E igenbetrieb mit den Organisations-
einheiten der Landeshauptstadt Potsdam verwaltungsinterne Nutzungsvereinbarun-
gen und mit Dritten zivilrechtliche Verträge im S inne des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ab. 



§ 3 
S tammkapital 

(1)Das S tammkapital des E igenbetriebes beträgt 100.000,00 E uro. 

(2)Die Landeshauptstadt Potsdam hat die für den Betriebszweck des E igenbetriebes 
erforderlichen Grundstücke und Gebäude mit dem Gründungsbeschluss in das S on-
dervermögen des E igenbetriebes übertragen. S ofern erforderlich oder zweckmäßig 
kann die Landeshauptstadt Potsdam dem E igenbetrieb weitere Grundstücke und 
Gebäude übertragen. Bei der E ntnahme von Vermögensgegenständen aus dem 
S ondervermögen ist §  7 Ziffer 6 E igV in Verbindung mit §  11 Absatz 4 E igV zu be-
achten. 

§ 4 
Organe des E igenbetriebes 

(1) Die für die Angelegenheiten des E igenbetriebes zuständigen Organe sind: 

a. die Werkleitung (§ §  5, 6), 
b. der Werksausschuss (§  7), 
c. die S tadtverordnetenversammlung (§  8). 

(2) Die Befugnisse der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters der Landes-
hauptstadt Potsdam in Bezug auf den E igenbetrieb ergeben sich aus §  9 dieser S at-
zung. S ie können auch von der oder dem Beigeordneten wahrgenommen werden, die 
bzw. der die Leitung der Organisationseinheit wahrnimmt, der der E igenbetrieb zuge-
ordnet ist (zuständige/r Beigeordnete/r). 

§ 5 
Werkleitung 

(1)Zur Leitung des E igenbetriebes wird durch die S tadtverordnetenversammlung der 
Landeshauptstadt Potsdam auf Vorschlag der Oberbürgermeisterin bzw. des Ober-
bürgermeisters der Landeshauptstadt Potsdam eine Werkleitung bestellt. Die Werk-
leitung kann aus bis zu zwei Werkleitenden bestehen; die E ntscheidung darüber ob-
liegt der S tadtverordnetenversammlung. 

(2)Die Werkleitung nimmt die Aufgaben nach §  5 E igV wahr. S ie leitet den E igenbetrieb 
selbständig und entscheidet in allen Angelegenheiten des E igenbetriebes, soweit 
diese nicht nach den Bestimmungen der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg, der E igenbetriebsverordnung oder dieser Betriebssatzung den anderen Orga-
nen des E igenbetriebes oder der Oberbürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. S ie ist für die wirtschaftliche Führung des E igenbetriebes nach 
kaufmännischen Grundsätzen verantwortlich. 

(3)Die Werkleitung vollzieht die Beschlüsse der S tadtverordnetenversammlung, die E nt-
scheidungen der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters, der bzw. des 
zuständigen Beigeordneten und des Werksausschusses in Angelegenheiten des E i-
genbetriebes. 

(4) Der Werkleitung obliegen insbesondere die laufenden Geschäfte des E igenbetriebes. 
E in Geschäft der laufenden Verwaltung liegt in der R egel dann vor, wenn die Angele-
genheit weder von ihrer wirtschaftlichen noch von ihrer grundsätzlichen S eite von we-
sentlicher Bedeutung ist und mit einer gewissen R egelmäßigkeit vorkommt. Dazu ge-

 



hören unter anderem alle im täglichen Betrieb regelmäßig wiederkehrenden Maß-
nahmen und Geschäfte, die zur Durchführung der Aufgaben, zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes und zum reibungslosen Geschäftsablauf notwendig sind. 

(5)Die Werkleitung entscheidet in allen Angelegenheiten des E igenbetriebes, die nach 
der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam der Oberbürgermeisterin bzw. dem 
Oberbürgermeister obliegen, insbesondere über Geschäfte der laufenden Verwal-
tung. 

(6)Der Werkleitung werden gemäß §  3 Absatz 3 E igV die personalrechtlichen Befugnis-
se für Beschäftigte (unter anderem E instellungen und Kündigungen) übertragen. Die 
Werkleitung ist Vorgesetzte aller Beschäftigten des E igenbetriebes. In dieser Funkti-
on ist sie befugt, den Beschäftigten des E igenbetriebes fachliche Weisungen zu ertei-
len. Darüber hinaus ist sie berechtigt und verpflichtet, die innerbetrieblichen Organi-
sationsstrukturen und Arbeitsabläufe im S inne eines effektiv tätigen E igenbetriebes 
zu überprüfen und festzulegen. Die R echte des Personalrates bleiben jeweils unbe-
rührt. 

(7)Die Werkleitung hat die Oberbürgermeisterin bzw. den Oberbürgermeister und den 
Werksausschuss mindestens halbjährlich in Form eines schriftlichen Zwischenberich-
tes nach §  20 E igV zu informieren. Davon unberührt bleibt die Verpflichtung nach §  5 
Absatz 3 E igV, die Oberbürgermeisterin bzw. den Oberbürgermeister und den 
Werksausschuss über alle wichtigen Angelegenheiten unverzüglich zu unterrichten. 

(8)Die Werkleitung hat den Wirtschaftsprüfern, den Prüfungsämtern und sonstigen be-
rechtigten Dritten bei der E rstellung ihrer Berichte nach den R egelungen des Kapitel 
3 Abschnitt 4 der BbgKVerf sowie den R egelungen des Abschnittes 3 der E igV die er-
forderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

(9)Die Werkleitung bereitet die S itzungen des Werksausschusses im Benehmen mit 
dem Ausschussvorsitz vor und nimmt mit aktivem Teilnahmerecht im S inne des §  8 
Absatz 3 E igV an den S itzungen des Werksausschusses teil. 

(10)Die Werkleitung ist zuständig für die E inhaltung und Durchsetzung des Arbeits- und 
Datenschutzes sowie der Korruptionsprävention und der Antikorruptionsarbeit. 

§ 6 
Vertretungsbefugnis 

(1)In den Angelegenheiten des E igenbetriebes vertritt die Werkleitung die Landeshaupt-
stadt Potsdam gerichtlich und außergerichtlich. Der erforderliche Nachweis der ge-
setzlichen Vertretungsbefugnis ergibt sich aus der Handelsregistereintragung. 

(2)Die Werkleitung kann Beschäftigte des E igenbetriebes für einzelne Angelegenheiten 
und für bestimmte S achgebiete mit der Vertretung des E igenbetriebes beauftragen. 
S ie soll die zur Vertretung des E igenbetriebes Berechtigten sowie den Umfang ihrer 
Vertretungsbefugnis ortsüblich bekannt geben (§  6 Absatz 2 E igV). 

(3)S oweit die Werkleitung nur aus einer Person besteht, ist eine Vertretung zu bestellen, 
die im Fall der Verhinderung oder Vakanz die R echte und Pflichten der Werkleitung 
wahrnimmt (Abwesenheitsvertretung). Die Bestellung erfolgt auf Vorschlag der Werk-
leitung durch einfachen Beschluss des Werksausschusses (§  4 Absatz 3 E igV). 

(4) Die Werkleitung ist befugt, im R ahmen und unter Beachtung der Formerfordernisse 
des §  6 Absatz 3 E igV verpflichtende E rklärungen abzugeben. Verpflichtende E rklä-

 



rungen in Personalangelegenheiten gibt die Werkleitung im Auftrag der Oberbürger-
meisterin bzw. des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt Potsdam ab. 

§ 7 
Werksausschuss 

(1) Für den E igenbetrieb ist ein Werksausschuss gebildet. Nach Ablauf der Wahlperiode 
der S tadtverordnetenversammlung bzw. deren Auflösung führt der Werksausschuss 
seine Tätigkeit bis zur ersten S itzung des neu gebildeten Werksausschusses fort. 

(2) Dem Werksausschuss gehören insgesamt zwölf stimmberechtigte Mitglieder an, da-
von 

a. acht S tadtverordnete, 
b. zwei sachkundige E inwohner/innen, 
c. zwei Vertreter/innen der Beschäftigten des E igenbetriebes, 

die von der S tadtverordnetenversammlung gemäß § §  41, 93 Absatz 2 BbgKVerf in 
der jeweils gültigen Fassung gewählt werden. 

(3) Der / Die zuständige Beigeordnete sowie eine Vertretung des Beteiligungsmanage-
ments der Landeshauptstadt Potsdam haben in dem Werksausschuss aktives Teil-
nahmerecht im S inne des §  8 Absatz 3 E igV. 

(4) Der Werksausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(5) Für den Vorsitz, die E inberufung und das Verfahren im Werksausschuss sowie die 
R echte und Pflichten seiner Mitglieder gilt §  8 Absätze 1 - 4 E igV in der jeweils gülti-
gen Fassung. 

(6) Die Aufwandsentschädigungen bzw. S itzungsgelder für die Mitglieder des Ausschus-
ses richten sich nach der E ntschädigungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam. 
Die E ntschädigungszahlungen erfolgen zu Lasten des E igenbetriebes. 

(7) Der Werksausschuss wird vom Ausschussvorsitz im Benehmen mit der Werkleitung 
einberufen, so oft es die Geschäftslage erfordert, mindestens jedoch einmal im Ka-
lenderhalbjahr. Die S itzungen des Werksausschusses sind öffentlich, soweit nicht 
gemäß §  14 Absatz 4 der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam die Ö ffent-
lichkeit auszuschließen ist. 

(8) Für die Angelegenheiten des E igenbetriebes, die der Beschlussfassung der S tadtver-
ordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam nach §  8 dieser S atzung un-
terliegen, wird der Werksausschuss als beratender Ausschuss tätig. 

(9) Ü ber alle Angelegenheiten des E igenbetriebes, die nicht in den Zuständigkeitsbereich 
der S tadtverordnetenversammlung oder der Werkleitung fallen, entscheidet der 
Werksausschuss als beschließender Ausschuss. Damit tritt der Werksausschuss in 
den Angelegenheiten des E igenbetriebes an die S telle des Hauptausschusses. 

(10) E rfolgsgefährdende Mehraufwendungen bedürfen der Zustimmung des Werksaus-
schusses. Bei einer E ilbedürftigkeit genügt die Zustimmung der Oberbürgermeiste-
rin bzw. des Oberbürgermeisters, der Werksausschuss ist unverzüglich zu unter-
richten. S ind die Mehraufwendungen unabweisbar und waren sie unvorhersehbar, 
tritt an die S telle der Zustimmung die Unterrichtung der Oberbürgermeisterin bzw. 



des Oberbürgermeisters und des Werksausschusses (§  15 Absatz 4 S ätze 2 - 4 
E igV). 

(11) Das Vorschlagsrecht der S tadtverordnetenversammlung nach §  27 Absatz 2 E igV 
in Verbindung mit §  106 Absatz 2 S atz 3 BbgKVerf zur Bestellung eines Wirt-
schaftsprüfers bzw. einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird auf den Werksaus-
schuss übertragen. 

§ 8 
Zuständigkeit der S tadtverordnetenversammlung 

(1)Die S tadtverordnetenversammlung beschließt in allen den E igenbetrieb betreffenden 
Angelegenheiten nach §  28 Absatz 2 BbgKVerf und §  7 E igV. Darüber hinaus ist sie 
für die Bestellung und Abberufung der Werkleitung zuständig (§  4 Absatz 1 E igV). 

(2)Darüber hinaus kann sie die E ntscheidung in weiteren Angelegenheiten, für die der 
Werksausschuss zuständig ist, im E inzelfall an sich ziehen. 

§ 9 
S tellung der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters 

(1)Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister kann der Werkleitung Weisun-
gen erteilen, um die E inheitlichkeit der Arbeit der Verwaltung der Landeshauptstadt 
Potsdam zu wahren, die E rfüllung der Aufgaben des E igenbetriebes zu sichern und 
Missstände zu beseitigen. 

(2)Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister muss gemäß §  9 Absatz 2 E igV 
anordnen, dass Maßnahmen der Werkleitung, die er für rechtswidrig hält, unterblei-
ben oder rückgängig gemacht werden. E r kann dieses anordnen, wenn er der Auffas-
sung ist, dass Maßnahmen für die Landeshauptstadt Potsdam nachteilig sind. 

§ 10 
Wirtschaftsführung und R echnungswesen 

(1)Der E igenbetrieb wird nach den Grundsätzen eines sparsam wirtschaftenden und 
leistungsfähigen Betriebes unter Beachtung der Aufgabenstellung geführt. Der E i-
genbetrieb ist als S ondervermögen der Landeshauptstadt Potsdam zu verwalten und 
nachzuweisen. 

(2)Das Wirtschaftsjahr des E igenbetriebes entspricht dem Haushaltsjahr der Landes-
hauptstadt Potsdam. 

(3)Für den E igenbetrieb ist ein jährlicher Wirtschaftsplan aufzustellen, der alle Bestand-
teile und Anlagen nach §  14 E igV enthält. Der Wirtschaftsplan ist zu ändern, wenn die 
Voraussetzungen des §  14 Absatz 4 E igV vorliegen. 

(4) Im Ü brigen kommen die R egelungen des Abschnittes 2 der E igV zur Anwendung. 
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§ 11 
J ahresabschluss und Lagebericht 

(1)Die Werkleitung stellt für den E igenbetrieb auf der Grundlage des §  21 E igV einen 
J ahresabschluss sowie einen Lagebericht innerhalb der Fristen des §  21 Absatz 3 
E igV nach Ablauf des Wirtschaftsjahres auf. 

(2)Für die J ahresabschlussprüfung kommen die Vorschriften des §  106 BbgKVerf sowie 
die R egelungen des Abschnittes 3 der E igV zur Anwendung. 

§ 12 
K ontrahierungszwang 

Die städtischen Organisationseinheiten haben ihren Grundstücks-, Gebäude- und 
R aumbedarf ausschließlich bei dem E igenbetrieb zu decken (Kontrahierungszwang), 
soweit die S tadtverordnetenversammlung keine andere E ntscheidung trifft. Die E in-
zelheiten regeln verwaltungsinterne Nutzungsvereinbarungen zwischen dem E igen-
betrieb und der jeweiligen Organisationseinheit. 

§ 13 
Inkrafttreten 

Die Neufassung der S atzung wird im Handelsregister eingetragen und im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Potsdam veröffentlicht; sie tritt mit E intragung im Handelsre-
gister in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 10. J anuar 2005 in der Fas-
sung vom 5. J anuar 2006 außer Kraft. 
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